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Von Zeile 117 bis 122:
Wir wollen auch in diesem Zusammenhang die Vereinten Nationen politisch und materiell stärken und
unterstützen. Hierin sehen wir, neben der Landesverteidigung, auch eine wichtige Aufgabe der
Bundeswehr. Die Bundeswehr ist eine Parlamentsarmee. Jeder Kampfeinsatz erfordert ein
Parlamentsmandat und darf nur im Rahmen eines Systems kollektiver Sicherheit stattfinden. Dieser
Parlamentsvorbehalt ist eine wichtige Vorgabe unserer Verfassung und darf nicht relativiert werden. Wir
wollen auch in diesem Zusammenhang die Vereinten Nationen politisch und materiell stärken und
unterstützen. An der Vision, den VN unter Beachtung der Parlamentsbeteiligung eigene ständige Truppen
zu unterstellen halten wir fest. Die Bundeswehr muss vor diesem Hintergrund VN-fähiger und
europatauglicher werden. Wir wollen die gravierenden Fehler der letzten Bundeswehrreform korrigieren
und eine Bundeswehr mit zukunftsfesten Strukturen, deren Aufgabe neben der Landes- und
Bündnisverteidigung die multilaterale Friedenssicherung im Dienste der Vereinten Nationen ist. Für diese
Herausforderungen muss die Bundeswehr gut ausgestattet sein. Dafür braucht es aber keine Erhöhung des
Verteidigungsetats, unrealistische Personalpläne und mehr Aufrüstung in Rahmen eines Rückfalls in die
alte und gefährliche Denke des Kalten Krieges. Stattdessen sind klare sicherheitspolitische Prioritäten,
mehr europäische Zusammenarbeit und ein Ende der ineffizienten Beschaffungspolitik der letzten Jahre
notwendig. Es muss endlich Schluss damit sein, dass mit industriepolitisch motivierten
Prestigerüstungprojekten und Wahlkreiswünschen einzelner Abgeordneter Steuergelder in immenser Höhe
verbrannt werden. Es hat sich bewährt, dass die Bundeswehr eine Parlamentsarmee ist. Wir lehnen alle
Pläne zur Einschränkung des Parlamentsvorbehaltes ab und wollen die Kontroll- und Mitwirkungsrechte
des Bundestages ausbauen. Wir wollen die Innere Führung und den Aufklärungswillen bei Missständen in
der Bundeswehr stärken.
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